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Verwaltu n g$gericht H an nover

Beschluss

1387902125

ln der Vonrualtun gsrechtssache

Frau

Antragstellerin

Proze ss bevollmächtigte :

Rechtsanwälte Koch und andere,

Siegesstraß e 2, 3Q17 5 Hannover

gegen

La ndesamt fün$teuerrl'n

- Antragsgegner *

wegen Entlassung aus dem Beamtenverhältnis auf widerruf
- Antrag nach $ B0 Abs. 5 VwGO -

hat das Verwaltungsgericht Hannover - 13. Kammer - am 2. Februar 2026 beschlossen:

DieaufschiebendeWirkungderKlage(13A7s99/25)gegendieEnt-
lassungsverfügungdesAntragsgegnersvom2g.Juli2025wirdwio.
derhergestellt.

Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens'

Der Wert des $treitgegenstandes wird auf 4.4A9,22 EUR festgesetzt'



Gründe

L

Die,Antragstellerin wendet sich im Wege des vorläufigen Rechtsschutzes gegen ihre für

sofort vollziehbar erklärte Entlassung aus dem Beamtenverhättnis auf Widerruf'

Dio Antragstellerin trat mit wirkung vom 1. August ,als Finanzanwärterin des Aus-

bildungsjahrgangs ,,August : in oen Dienst der niedersächsischen steuerverwaltung

unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf ein. Das auf drei Jahre ausgelegte

duale $tudium besteht aus fachtheoretischen Studienabschnitten in einem Grund- und

Hauptstudium an der Steuerakademie sowie aus berufspraktischen Ausbildungsab-

schnitten im Finanzamt. Die Antragstellerin wurde dem Finanzamt zur

Ausbildung zugowiesen.

ln der Zeit vom 3. August bis zum 9. Dezember absolvierte die Antragstellerin

das Grundstudium t.'für itrre Studienleistung im Grundstudium I erreichte sie mit einem

Durchschnitt von insgesa mt4,42Notenpunkien und 3,75 Notenpunkten in den laufbahn-

prüfungsrelevanten färf,"rn Atlgabenrecht (AO), Steuern von Einkommen und Ertrag

(ESt), Umsatzsteuer (U$t) und Bilanzsteuenächt (Bitanz) ein mangelhaftes Ergebnis (Bl'

200 der Gerichtsakte, im Folgenden: GA)'

Die das Grundstudium I abschließende Zwischenprüfung bestand sie mit einem Durch-

schnitt von 4,A|Notenpunkten (Note: mangelhaftl zunächst nicht (Bl' 40 der Personal-

akte 3 - im FolgenOeni fn3;. Die Wiederhälungsprüfung bestand sie mit einem Durch-

schnitt von 5,40 Notenpunktän mit der Note ausieichend (Bl. 43 PA3), im Einzelnen; fO:
B Punkte, E$t: 5 Punkte, u$t: 7 Punkte, Bilanz: 3 Punkte (mangelhaft), öffentliches

Recht: 4 Punkte (mangethaft). Oer Durchschnitt in den laufbahnprüfungsrelevanten Fä-

chern lag bei 5,75 NotenPunkten.

ln der anschließencien berufspraktischen Ausbildung erzielte die Antragstelterin im Ar-

beitnehmerbereich (ANB) mit 3 Notenpunkten eine mangelhafte Note (Bl' 58 PA3)' Die

bewertende StellungnahÄe weist mangelhafte Leistungen in der praktischen Ausbitdung

sowie in den Bereichen Befähigung und Eignung aus' lm berufspraktischen Teil "Allge-

meine Veranlagung" eaielte Oiä Rntragstelierin mit 6 Notenpunkten eine ausreichende

Note (Bl. 209 GA). Dabei lagen die Teilnoten firr Befähigung und Eignung in der bewer-

tenden Stellungnahme üOeÄviegend im befriedigenden, die praktischen Ausbildungsno-

ten im ausreichendon Bereich'

Während des Grundstudiums ll hatte die Antragstellerin krankheitsbedingte Fehlzeiten

von mehr als 15 Tagen. Deshalb entließ die steuerakademie die An-

tragstellerin mit Scnäiben vom 25.Mär22024 aus dem laufenden Grundstudium' Bis

zum Abbruch des Grundstudiums hatte die Antragstellerin Leistungen in den laufbahn-

prüfungsrelevanten Fächorn mit einem Durchschnitt von 4,0 Noterrpunkten (AO: 4

punkte, ESt: 5 punkte, USt; 4 punkte, Bilanz: 3 Punkte) erbracht (Bl' 200 GA). Mit Schrei-

bon vom 22.Mai2024wies die steueral<ademie die Antragstellerin dem studienjahrgang

,,August . " zu mit der Folge, dass sie das Grundstudium ll in der Zeit von Juni bis

Dezember 2024 unddas Grundstudium lll in der Zeit von Januar bis April 2025 wieder-

holte.
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Zur Überbrückung der Zeit bis zum Beginn des erneuten Starts des Grundstudiums ll

wies der Antragsgegner die Antragstellerin der yerwaltungsstelte (' 'St l)

für Aufgaben zu, die von Steueranwärtern im Rahmen ihrer Ausbildung' mithln von An-

wärtern des mittleren Dienstes der Finanzverwaltung, bearbeitet Werden' Dle Ausbilderin

dort führte in einem kurzen Bericht über den Einsatz der Antragstellorin aus, da$s ihre

Arbeiten korrekturbedürftig gewesen seien und sie Zusammenhänge und Transferleis-

tungen nicht erkannt habe, bi, f,anu die Ablage klaglos und selbstständig erledigt' je-

doch selten eigeninitiativ nach weiterer Arbeiigefragt' Sie sei oft am Handy gesehen

worden (Bl. 57 PA3).

Kuu nach Beginn des Grundstudiums ll erlitt die Antragstellerin am 30' August 2A24bei

einem Autounfall, der später als Dienstunfall anerkannt wurde, eine mehrfragmentäre

Unterschenkelfraktur. ln der Folge war sie bis zum 6. Dezember 2024 krankgeschrieben'

Die faChtheoretischen lnhalte des Grundstudiums ll absolvierte sie dennoch im Wege

des Homeschoolings'

Die Antragstellerin schloss das Grundstudium (Teil ll und lll) in der Wiederholung im

Jahr 2A24t2025 mit einem Durchschnitt von insgesamt 5,30 Notenpunkten mit der Note

ausreichend ab (Bl. 67 PA3). Diese setzt sich au! $tudienleistungen und Abschlussklau-

sUren zusammen. Für ihre $tudienleistung im Grundstudium nach der Zwischenprüfung

bis zu den Abschlussklausuren erzielte sie insgesamt mit einem Durchschnitt von 7'54

Notenpunkten die Note befriedigend; in den laufba,hnprüfungsrelevanten Fächern er-

reichte siö mit drei mangelhaften Leistungen lediglich einen Durchschnitt von 4'4 Noten-

punkten, im Einzelnen,-Ro' 4 Punkte, ust: 7 Punkte, ESt: 3 Punkte, Bilanz: 5 Punkte

und Besteuerung der Gesellschaften: 3 Punkte (Bl. 67 PA3)' ln den fünf Abschlussklau'

suren erreichte sie mit einem Durchschnitt uon 4,4 Notenpunkten ein ebenfalls mangel-

haftes Ergebnis" Der Durchschnitt der Klausurergebnisse in den laufbahnprüfungsrele-

vanten Fächern AO (S Punkte), U$t (6 Punkte), ÄSt 1Z Punkte) sowie Bilanz (0 Punkte)

lag bei 3,25 NotenPunkten'

Die Ausbildungsleitung des Finanzamts wies die Antragstellerin in einem

Gespräch am24,rebiuar 2a25 aufunzureichende Leistung hin (Bl' 54 ff' PA3) und legte

ihr nahe, das Studium abzubrochen. Laut Gesprächsnotiz der zuständigen Ausbildungs-

teitung RR betonte die Antragstellerin, sie sei der Überzeugung, in der Praxis'

phase $tudieninhalte nachholen, Defizite aufarbeiten und sich verbessern zu können'

Mit Schreiben vom 15. April 2025 bat die Amtsleitung des Finanzamts ri'r

die Antragsgegnerin um Entlassung der Antragstellerin aus dem Boamtenverhältnis auf

Widerruf wegen unzureichender FachkenntniJse (Bl. 52 PA3)' Das erfolgreiche Beste-

hen der Laufbahnprüfung erscheine in Anbetracht der bisherigen studienergebnisse na-

hezu ausgeschlossen. äs sei der Antragstellerin bisher nicht gelungen' Defizite aufzua-

rbeiten. Da $tudieninhalte aufeinander aufbauten, sei in Anbetracht der jetzt schon be'

stehenden fachtheoretischen Defizite davon auszugehen, dass ihre Leistungen lroch

weiter abfallen werden unrJ das Bestehen der Laufbähnprüfung damit äußerst urwahr-

scheinlich sei, lhre mangelhaften Kenntnisse führlen bereits zu unzureichenden Arbeits-

ergebnissen. Die fachthäoretischen und praktischen Defizite ließen zusammen mit man-

gelnder Motivation und lnitiative nicht den $chluss zu, dass sie einen Dienstposten in

äer Finanzverwaltung selbständig werde führen kÖnnen'

Die Steuerakademie trug in ihrer $tellungnahme vom 15, April 2025 (Bt' 59 PA3) vor' die

Leistungen der Antragiellering hätten sich trotz Wiederholung stetig verschlechtert'

weshalb mii einem **itur*,'r Rückgang der Leistung zu rechnen sei.
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Mit schreiben vom 20. Mai 2025 hörte der Antragsgegner die Antragstellerin zur b-"?b'

sichtigten Entlassung aus dem Beamtenverhältnis auf Widerruf an' Er verwies auf den

Bericht der Amtsleitung des Finanzamtes Vom 15' April 2025' den Be-

richt der Steuerakadomie vom 15. April 2025 sowie die bisherigen $tu-

dienleistung, die einen erfolgreiclren Abschluss nicht erwarten ließen'

Die Antragstellerin trug in einer Stellungnahme vor, der Antragsgegner habe nicht hin-

reichend gewürdigt, däss sie sich im wiederholten Grundstucliurn ll trotz ihrer gesund-

heitlichen Umstände in einigen prüfungsrelevanten Fächern verbessert habe' Zudom sei

ihr praxiseinsatz im Arbeitnehmerbereich wegen Krankheit und der Vorbereitung der

Wiederholung der Zwischenprüfung doutlich kürzer als bei anderen $tudierenden aus-

gefallen. $ie habe infolge däs Dienstunfalls über einen längeren Zeitraum hinweg mit

Schwindel, Kreislaufproilemen, Übelkeit, Kopfschmerzen, ständiger Erschöpfung und

Schmerzen zu kämpfen gehabt und sei dadurch einer erhöhten Belastung ausgesetzt

gewesen. Sie sei über vler Monate durchgehend krankgeschrieben gewe$en und mehr-

fach operiert worden und habe trotz dieser Ausnahmesituation ihre Ausbildung nicht auf-

gegeben, vielmehr am Onlineunterricht toilgenommen' um don Anschluss nicht zu ver-

lieren. Diese Haltung sei Ausdruck ihres äusgeprägten Verantwortungsbewusstseins

und ihrer hohen Eigenmotivation. sie sei in dei - st I wenig ausgelastet gewesen und

habe das Handy nur zu dienstlichen Zwecken genutzt'

ln der Zeit vom 18. bis 27 . Juni 2025 nahm die Antragstellerin lm Rahmen der prakti-

schen Ausbildung an der -. 'Fa,llstudie, oiner Schulung aus der Betriebsprüfung, teil'

Von acht Tagen fehlte sie vier Tago krankheitsbedingt. Ausweislich einer Kurzbewedung

vom 30. Juni 2025 erroichte sie das Unterrichtsziel teilweise, beteiligte sich auch nach

Aufforderung nicht und legte keine Arbeitsergebnisse vor (Bl. 78 GA).

Ab dem 14. Juli 2025 begleitete die Antragstellerin als Teil der berufspraktischen Ausbil'

dung Außenprüfungen. öer Prüfer StAs bewertete die Leistung während des Be-

gleitens der Außenprüfung für den Zeitraum 14, bis 18. Juli 2025 in einer Stollungnahme

mit einem Durchschnitt vän g (2,86) Notenpunkten mit der Note mangelhaft: erwartete

Arbeitsergebnisse seien nicht geliefert, Bilanzzusammenhänge, die Bedeutung der

Buchführung, wirtschaftliche Zusammenhänge sowie drohende Steusrausfälle nicht er-

kannt worden (Bl. 215 GA). Die Prüferin bewertete die Leistung während des

Begleitons der Außenprüfung für den Zeilraum 28. und 29. Juli 2025 mit einom Durch'

schnitt von 4,0 Notonpunkten mit der Note mangelhaft; Aufstellungen wiesen Mängel

auf, Die Antragstellerin habe weder steuerliche Fächkenntnisse noch sei ein eigenstän'

diges Erreichen der geforderten Arbeitsziele möglich (Bl. 216 GA)-

Unter dem 31. Juli 2025 fasste der Ausbildor StA. in einer schriftlichen Stollung-

nahme an die Ausbildungsleitung seine Beobachtungen über die Antragstellerin in der

letzten Praxisphase unter Vorlagä Cer beiden zuvor gonannten Bewertungen der Außen-

prüfungen zusamrnen (Bl,217 GA), Er trug Vor, die Antragstellerin beherrsche das Pro'

gramm nicht, könne Bilanzzusammenhänge nicht erkennen und die Bedeutung

der Buchführung nicht verstehen. Er altestierte ihr mangelndes Arbeits- und Sozialver-

halten, u.a. weil sie Vermerke trotz Aufforderungen und ontgegen ihrer Angabe nicht

abgegeben und Ausreden für Verspätungen erfunden habe' Sie sei unzuvorlässig und

unäuirichtig, sodass Zweifel an ihrer charakterlichen Eignung bestünden'

l,

und es ihr an
Unter dem 12. August 2025 hielt die Ausbildungsleitung des FA

in einem Vermerk fest, dass die Antragstellerin fachlich inkompetent sei

Zuverlässigkeit und verantwortungsbewusstsein mangele (Bl. 221 GA).
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Bereits mit Bescheid vom 2g, Juli 2025 eniließ der Antragsgegner dio Antragstellerin aus

dem Beamtenverhältnis auf Widerruf unter Anordnung der sofortigen Vollziehung. Zur

Begründung verwies er auf den Bericht der Amtsleitung des Finanzamts

uo* tS. April 2025. Er trug unter Venrueis auf den bisherigen Ausbildungsverlauf vor'

dieser lasse das Bestehen des Vorbereitungsdienstes nicht vermuten; es bestünden er-

hebliche Zweifel an der fachlichen Eignung. Der Einwand der Anlragstellerin, ihr Praxis'

einsatz sei wegen der Wiederholungsprüfung kürzer als bei anderen Anwärtern gewe-

sen, ändere dJs Bild nicht, da lediglrch die wenigen vorgelegten Arbeiten bewertet wor-

den seien. Die Studienergebnisse infolge des Homeschoolings seien zu bewerten' da

die Antragstellerin sich trüz ihrer gesundheitlichen Situation bewusst für diese Form des

Fortgangs des studiums entschieden habe, obgleich sie darauf aufmerksam gomacht

worden sei, dass dies nur eine kurzfristige Übärgangslösung sein solle' Gemäß $ 23

Abs, 4 Satz 2 BeamtStc solle Beamten im Vorbereitungsdienst Gelegenheit zur Able-

gung der Prüfung gegeben werden. Die gezeigton Leistungen zeigten - insbesondere in

der Tendenz - deuüicÄ, dass die AntragstllleriÄ dem Vorbereitungsdienst aufgrund nach"

haltig unzureichender Leistungen nicht gewachsen sei'

Das öffentliche lnteresse an der sofortigen Vollziehung resultiere darau$, dass es weder

der Allgemeinheit noch dem Dienstherrn zumutbar sei, wenn die Antragstellerin ihr stu-

dium bis zur endgültigen Klärung des Rechtsstreits unter Fortzahlung der Bezüge forts-

etze, obgleich die faÄticne Eignung nicht vorliege. Auch ermögliche die Anordnung der

sofortigen Vollziehung der Antiagställerin eine bärufliche Neuorientierung; eino vorüber-

gehenäe Fortsetzungdes Dienstverhältnisses habe für sie keinen Nutzen'

Gegen den Entlassungsbescheid hat die Antragstoller am 1' August 2025Klage erhoben

(tg n ZAgg/25) und zugleich um die Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes nachge-

sucht. Sie trägt vor:

Die Anordnung des $ofortvollzugs sei rechtwidrig. Die Begründung dor Vollziehungsan-

ordnung seizu pauschal und lasie eine individuelle Einzelfaltabwägung unter Beachtung

ihrer schweren Situation vermissen. Ein konkretes öffentlichos Vollziehungsinteresse

habe der Antragsgegner nicht dargelegt, Die Vollziehungsanordnung führe zum soforti'

gen Verlust ihrer Prüiungschance und der beruflichen Perspektive' Demgegenüber stün-

den nur begrenzte Kosten des Antragsgegners. Der Antragsgegner habe mit seiner Be-

gründung, äass Oie vorübergehonde Fortsetzung des Dienstverhältnisses für ihr weite-

res borufliches Fortkommen keinen Nutzen mehr habe, nicht berücksichtigt, dass der

durch Art. 12 Abs, 1 $atz 1 GG goschützte Vorbereitungsdiensl nicht nur für die Beam-

tenlaufbahn, $ondern auch für andere Berufe in der Privatwirlschaft qualifiziere' Deshalb

greife die Annahme, ihre Leistungen reichten nicht, um anschließend in das Beamten-

verhältnis auf Probe eingestellt zu werden, zu kurz^

Ergänzend zu ihrer Stellungnahme im Rahmen der Anhörung trägt sie in der Sache- vor'

der Bescheid verstoße gugän die ormessensbegrenzende Norm $ 23 Abs' 4 Satz 2 Be-

amtStG, wonach Cetegänieit zur Beendigung dbs Vorbereitungsdienstes und zur Able-

gung der Prüfung g"g*nen werden soll, Der Antragsgegner habe kein Ermessen ausge-

ünt.*t* Übrigen *"i Oi"t" Norm als ,,Muss"-Bestimmung auszulegen, weil eine Fortset-

zung der Ausbildung nur im Beamtenverhältnis mÖglich sei. Die Ausbildungs' und Prü-

fungsordnung für die Steuerbeamtinnen und $teuerbeamten (in der Folge: STBAPO)

lege die fachlichen Anforderungen fest und würde unterlaufen, wenn der Dienstherr bei

einer Chance auf Bestehen der Prüfung die Entlassung verfügen könne' Fachliche Nicht-

eignung dürfe nicht allein aus Leistlrngsdefiziten im Vorbereitungsdienst hergeleitet wer-

clen, solange das Bestehen der Laufbahnprüfutlg rechnerisch noch möglich sei'
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Der Antragsgegner habe die außergewöhnlichen gesundheitlichen Belastungen nicht

hinreichend gewürdigt. sie habe im Grundstudium wegen einer akuten Blinddarmerkran-

kung, aufgrund ihres Unfalls und der sich anschließenden zeitraubenden und intensiven

Behandlungen und Rehamaßnahmen nicht die Chance gehabt' unter normalen Bedin'

gungen zu studieren. Deshalb sei es auch rochtsfehlerhaft, soweit der Antragsgegner

ihre Leistung immer wieder mit den Leistungen anderer Studierender verglichen habe'

da rliese keine vergleichbare Belastung durihtitten haben. Der Antragsgegner habe ihr

nach dem Dienstunfall nicht empfohlen, erneut zu wiederholen, vielmehr das Home-

schooling als reguläre Unterrichtsteilnahme akzeptiert' Die infolge von Krankheitstagen

und Wiederholungsklausuren verkürzten Elnsatzzeiten habe sie Wenlger Einarbeitungs-

zeiten als andere gehabt. Die kürzeren Einsatzzoiton seien strukturoll nachteilig gewo'

sen, sodass die Bewertungen keine tragfähigO Grundlage für eine Gesamtprognose soin

können,

Die negativen Bewertungen über die Betriebsprüfungen in der Praxisphase äus Juni und

Juli 2025 sowie die Steäungnahmen darüber spiegelten ihre tatsächlichen Fähigkeiten

nicht wider. Zum einen beruhten sie auf Eindrücken Von gerade mal fünf bzw' zwei Ta-

g€n, an denen eine seröse Beurteilung nicht möglich soi. Die Bewertungen beinhalteten

keine objektiven Tatsachen, stattdessen stark negativ wertende Formulierungen' dle

nicht mit den verbalen Beurteilungen in der Betriebsprüfung und den Anmerkungen auf

einem Aktenvermerk zusammengingen. lnsgesamt sbien Oiä Voruvürfe zum mangelnden

Arbeits- und sozialverhalten inhaluich falsch sowie in unzulässigerweise nachgescho-

ben und deshalb unbeachtlich.

Sie gehe nach wie vor davon aus, dass sie die Prüfung bestehen werde' zumal die bis'

horigen Leistungen nur zu einem geringen Teil in die Gesamtbenotung der Laufbahn-

prüfung einfließen. Sie nehme über die Plattform Nachhilfeunterricht in den

prüfungsrelevanten Fächern Einkommenssteuer und Bilanzierung' $ie strebe keine

Übernahme an, wolle aber die Laufbahnprüfung ablegen'

Die Antragstollerin beantragt,

dieaufschiebendeWirkungderKlage(13A7899/25)gegendieEnt
lassungsverfügungvom2g,Juli202Swiederherzustellen.

Der Antragsgegner beantragt,

den Anirag abzulehnen'

Unter Verweis auf seinen Bescheid trägt er vor, die Anordnung der sofortigen Vollzie-

hung sei rechtmäßig: Der aus $teuergeldern finanzierte Vorbereitungsdienst diene aus-

schließlich dazu, Anwärterinnen utrd Anwärter für hoheitliche Aufgaben als Finanzbe'

amte in der Steuorverwaltung zu qualifizieren. Es ssi nicht Zweck der Ausbildung' einen

Abschluss zu ermöglichen, um in Berufen außerhalb der Steuerverwaltung arbeiten zu

können.

ln der sache ließen die unzureichenden Leistungen der Antragstellerin nicht erwarten,

dass sie die fachliche Eignung für die ängestrebte Laufbahn besitze' $ie habe sich trotz

Wiederhotung weiter veischlächtert. Gleichzeitig erhöhten sich die lachtheoretischen

AnforderungÄn, Ca die Studienabschnitte aufeinander aufbauten, sodass nicht zu erwar-

ton sei, dass sich die fachtheoretischen Leistungen verbessern werden'
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Auch habe sich die Antragstellerin in der berufspraktischen Ausbildung weiter ver-

schlechtert. Hierzu verweist der Antragsgegner auf die Bewertungen der Betriebsprüfun-

gen über den Zeitraum 14. bis 18. Juli 2025 mit 3 Notenpunkten und über den Zeitraum

28. bis 29. Juli 2025 mil4 Notenpunkten sowle auf den Vermerk der Ausbildungsleitung

Bergert des Ausbildung$finanzanltes vom 12' August 2025'

Darüber hinaus sei die Antragstellerin auch charakterlich ungeeignet' $o habe die An-

tragstellerin laut Vermerk deiAusbildungsleitung des Finanzamts vom

24. Februar 2025 sowie laut Bericht der Ausbilderin im Rahmen des Einsatzes der An-

tragsstellerin in der 3t I vom 30. Mai 2024 übertragendo Aufgaben eher schleppend

erledigt, nach nouen Aufgaben nicht eigeninitiativ gebeton und da$ private Han{V, yiel

genutzt. Die Antragstellerin habe sich dem Bericht där Betriebsprüfung vom 31' Juli 2025

zufolge als unzuverlässig erwiesen, sowBit sie es über mehrere Tage nicht geschafft

habe, einen Vermerk zu übersenden. und schließlich sei sie unaufrichtig gewesen, als

sie ein Fehlen gegenüber verschiedenen Personen unterschiedlich begründet und einen

Stau als Ausrede einer Verspätung konstruiert habe. Da die Sachverhalte' aus denon

eine charakterliche Nlchteignung abgeleitet Werden, bereits vor Erlass der Entlassungs-

vorfügung vorgelegen habän, tOnne Oer Vortrag zulässigerweise ergänzt worden'

soweit die Antragstellerin gesundheitliche Probleme als Grund ihrer schlechtleistung ins

Feld führe, ändere dies nichts an der Einschätzung, dass die Antragsstellerin die fachli-

che Eignung für die angestrebte Laufbahn nicht üsitze. Es spiele keine Rolle' worauf

die fachliche Ungeeignätheit berune, solange sie nicht auf Umständen aus der Sphäre

der Behörde gründe,ivas nicht der Fall sei. t* ÜUtigen seien ihre Leistungen bereits von

Anbeginn unzureichend gewesen und es sei ihr wunsch gewesen, das studium im Ho-

rneschooling zu betreiben.

$ 23 Abs. 4 $atz 2 BeanrtStG sei keine Muss-Bestimmung, vielmehr zeige die $olt-Be-

stimmung, dass elne vorzeltige Entlassung nur im Ausnahmefall möglich sei' Ein solcher

liege hier vor, weil aufgrund der bisherig"n L.iutungtn berechtigte Zweifel daran bestün-

den, dass sie das Ziei Ces Vorbereitungsdienstes - den Erwerb der Befähigung für die

angestrebte Laufbahn - erreichen könne. Es sei jedenfalls nicht Zweck des Vorberei-

tungsdienstes, den Anwärterinnen und Anwärtern den Abschluss zu gewährleisten' um

ihnen eine Betätigung außerhalb der Steuerverwaltung zu ermöglichen' lm Übrigen

würde die Norm ad absurdum geführt, wenn praktisch nie vor Ablauf der Prüfung entlas-

sen worden dürfte.

Die Antragstellerin sei stets individuell anhand ihrer Fähigkeiten bewertet und nicht mit

anderen Studierenden verglichen worden.

Soweit die Entlassung in Art. 12 GG und Art. 33 Abs' 5 GG eingreife' sei dieser Eingriff

wegen der festgestellto n N ichteignu n g gerechtfertigt'

Wegen der weiteren Einzelheiten des $achverhalts wird auf den lnhalt der Gerichtsakte'

der GerichtsaKto im Klageverfahren 13 A 7899/25 und des beigezogenen Verwaltungs-

vorgangs Bezug genommen.

Seite 7/14



lt

Der einstweilige Rechtschutzantrag ist zulässig und hat in der $ache Erfolg'

Dem Antrag fehlt nicht das Rechtsschutzbedürfnis, Zwar gibt die Antragstellerin vor'. sie

strebo keine Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Probe an' Dies lässt das Rechts-

schutzbedürfnis aber nicht entfallen. Denn Ziel ihres Rechtschuizbegehrens ist die Be-

endigung des Vorbereitungsdienstes und Teilnahme an der Laufbahnprtifung' die ihr auf

dem Arbeitsmarkt eine bessere Ausgangsposition einräumt'

Die nach $ B0 Abs. 5 Satz 1 VwGO vorzunehmenden lnteressenabwägung zwischen

dem ötfentlichen vollziehungsinteresse und dem $uspensivinteresse der Antragstellerin

ergibt, dass das private lnteiesse der Antragstellerin, von der sofortigen Vollziehung der

Entlassung aus dem Beamtenverhältnis aui Probe verschont zu bleiben' das öffentliche

Vollziehungsinteresse übenruiegt. Denn die Entlassung der Antragstellerin aus dem Be-

amtenverhältnis emeist sich nach summarischer Prüfung als rechtswidrig'

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist formell rechtmäßig' Denn sia entsprioht

den formellen gesetzlichen Anforderungen des $ 80 Abs. 3 SStz 1 VwGO, wonach in

den Fällen einer Anordnung nach $ B0 Abs. 2 $artz 1 Nr. 4 VwGO das besondere lnter-

esse an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts schriftlich zu begründen ist'l)er

Antragsgogner hat entsprechend den formellen lesetzlichen Anforderungen des $ 80

Abs. 3 Satz 1 VwGO die Anordnung der sofortigän Vollziehung einzelfallbezogen und

schriftlich damit begründet, dass es im öffentlichen lnteresse liege, einer fachlich.ulge-

eigneten Anwärterin keine Anwärterbezüge mehr zu zahlen. Dies ist ein nachvollziehba-

res öffentliches Vollziehungsintoresse. Der Einwand der Antragsstellerin' der Antrags'

gegner verkenne mit dem Hinweis auf die Möglichkeit einer schnellen beruflichen Neu-

orientierung ihr privates lnteresse und missachte ihr Recht auf freie Berufsausübung aus

Ar1". 12GG, betrifft nicht die formelle, s6ndern die materielle Rechtmäßigkoit der Vollzie-

hungsanordnung.

Die Vollziehungsanordnung ist materiell rechtswidrig. Bei der Abwägung zwischen dem

öffenlichen Vollziehungsinieresse und dem Aussetzungsinteresse der Antragstellerin ist

zuvörderst auf die Erfofisaussichten in der Hauptsache abzustellen' Hierbel enreist sich

nach summarischer erütung die Entlassung der Antragstellerin aus dem Beamtenver-

hältnis auf widerruf als voraussichtlich rechtswidrig. Denn weder liegt ein sachlicher

Grund für die Entlassung der Antragstellerin vor. Noch hat der Antragsgegner das ihrn

eingeräumte Ermessen rechtsfehlerfrei ausgeübt'

Nach $ 23 Abs. 4 Satz 1 BeamtstG kann ein Beamter auf widerruf jederzeit entlassen

werden. Auch wenn die Norm eine geschriebene Tatbestand$voraussetzung nicht er-

kennen lässt, ist es in der Rechtsprechung des Bundesvenryaltungsgerichts geklärt, d.ass

die Enflassung eines Beamten auf widerruf einen sachlichen Grund voraussetzt (vgl'

BVenrvG, Urteil vom 9. Oktober 2a25 - ? A6.25 -, juris Rn' 12 m'w'N). Dabei rechtfertigt

jeder sachliche Grund die Entlassung (vgl. BVerwG, Urteile vom 17' Dezember 1959 - 6

C Z0.SB -, vom 9. Juni 19S1 - Z C i1.lg-, Llnd vom 17. September 1981 - ZC 4'79 -;

BVerwG, Beschlüsse vom 3. Juni 2004 - 2 B 52.03 -, und vom 4' Juli 2022 - 28 5'22 -)'

Es genügen bereits berechtigte oder begründete Zwoifel des Dienstherrn' dass der Be-

amte die persönliche oder fächticha Eignung für sein Amt besitzt (vgl' BVerwG' Urteil

vom 9. Juni 1981 - 2 C 48.73 -; Beschluss vom 4. Juli2o22-285,22 -)' Die Entlassung

aus dem Beamtenverhältnis auf widerruf ist also nicht von dem Nachweis eines konkre-
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ten Dienstvergehens abhängig (BVerwG, Urtsil vom 9' Juni 1981 - 2C48'78, Rn' 20;

Nds, oVG, Beschtuss vom 7-. April 2009 - 5 ME 25/09 -, Rn' 8). Dabei ist zu berücksich'

tigen, dass die Eignung nicht nur an den Anforderungen des Vorbereitungsdienstes' son-

dern auch an denen där angestrebten Laufbahn zu messen ist (BVenruG, Urteil vom 17'

Dezember 1gS9 - O C 70.5b -, Bay. VGH, Beschluss vom 12, Dezember 2011 - 3 CS

11,2397 -, juris Rn" 34).

Dio verwaltung3gerichtliche Kontrolldichte hinsichilich cler Frage, ob der Dienstherr von

berechtigten Zweifeln an der Eignung eines Widerrufsbeamten ausgehen konnte' ist,ein-

geschräikt. Während der vom Dienstherrn zugrunde golegte Sachverhalt von den Ver-

waltungsgerichten in vollem Umfang auf seinJ Richtlgkeit und Vollständigkeit überprüft

werden kann, ist die Kontrolle im Übrigen darauf beschränkt, ob der Dienstherr den

Rechtsbegriff der Eignung verkannt oder ob er bei der von ihm zu treffenden Prognose-

entscheidung allgemeingültige Wertmaßstäbe nicht beachtet oder sachwidrige Erwä'

gungen angestellt hat (Nds. oVG, Beschluss vom 7. April 2009 - 5 ME 25/09 -, juris Rn' I
inO-Beschluss vom 1i. Dezember 2010 - 5 ME 26Uß -, juris Rn- 7),

Ausgehend von diesen Grundsätzen wird dio Entlassungsverfügung vom 29' Juli 2025

aller Voraussicht nach dei rechtlichen Uberprüfung im Hauptsacheverfahren nicht stand-

halten. Bei der im Rahmen des Filverfahrens gebotenen summarischen Prüfung geht

das Gericht davon au$, dass der Antragsgegnär die Entlassung der Antragstellerin zu

Unrecht auf ihre fachliche Nichteignung stützt'

Anders als die Antragstellerin meint, ist die Entlassung nicht bereits deshalb rechtwidrig'

weil das Bestehen ier Prüfung noch rechnerisch möglich ist. Erforderlich, aber auch

ausreichend sind berechtigte oJer begründete Zweifel des Dienstherrn, dass der Beamte

die fachliche Eignung für-sein Amt besitzt (vgl. BVerwG, Urtell vom 9' Juni 19Bl - 2 C

48.78 -;Beschtuss värn +. Juli 2022 - Z A S.Zi-). Der Nachweis, dass das Bestehen der

Laufbahnprüfung rechnerisch nicht mohr möglich lst, ist gerade nicht erforderlich'

Bei der der Prognosoentscheidung zugrundeliegenden Bewertung der bishor von der

Antragstellerin erbrachten Leistungen hat der Antragsgegner aber den objektiven Maß-

stab, den die Steuerbeamtenausbildungs- und -prüfungsordnung (SiBAPo).vorsieht,

missachtet und damit bei der von ihm zu treffenden Prognoseentscheidung allgemein-

gültige Wertmaßstäbe nicht beachtet. Denn die bisher gezeigten Leistungen und erziel-

ten Noten lassen den Schluss des Antragsgegners, eS sgi nicht zU eryarten' dass es der

Antragstellerin gelingen Werde, den Vorbereitungsdienst erfolgreich abzuleisten' unter

Beachtung des objektiven Bewertungsmaßstabs der StBAPO nicht zu.

Die Antragstellerin hat sowohl in den Studiennoten als auch in den Noten der das Grund-

studium I abschließenden Zwischenprüfung und der das Grundstudium insgesamt ab-

schließenden Abschlussklausuren übenruiegend die Note mangethaft' d'h' nach.$ 12

Abs. 1 STBAPO eino Notenpunktzahl vom z, 3 oder 4 sowie die Note ausreichend, d'lr'

einen Notespunktzahlvon 5, 6 oder 7, erreicht, Sie hat teilweise auch die Noten befrie-

digend erzielt, d.h. eine Notenpunktzahl von B, 9 oder 10, in Nebenfächern sogar an zwei

$tellen gute Noten. Sie hat gerade ein Mal, rrämlich in der Abschlussklausur des Grund-

studiums im Fach Bilanz, die Note ungenügend mit der Notenpunktzahl 0 erhalten'

Die Note,,mangelhaft" genügt zwar im Ergebnis nicht, um zu bestehen' Diese Note wird

aber nach der Notendefinition des $ 12 nüs. 1 STBAPO für eine den Anforderungen nicht

entsprechende Leistung gegeben, die erkennen lässt, dass die notwendigen Grund-

kenntnisse vorhanden sind uncl die Mäpgel in absehbarer Zeit behoben werden können'
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Soweit die Leistungen der Antragstellerin also in der Mehrzahl mit der Note mangelhaft

(und besser) bewertet worden sind, haben die Prüfer bescheinigt, dass die bewertete

Leistung zwar den Anforderungen nicht entspricht, die Antragstellerin aber immerhin not-

wendige Grundkenntnisse in äem Fach besitzt, die es ihr ermöglichen' die Defizite in

absehbarer Zeilzubeheben. Nur die Note ungenügend beschroibt eine den Anforderun-

gen nicht entsptechende Leistung, bei der setnsi die Grundkenntnisse so lückenhaft

sind, dass die Mängel in absehbarär Zeit nicht behoben werden könnten" Diese Note hat

die Antragstellerin aber nur in einem einzigen Fall, nämlich in der Abschlussklausur "Bi-

lanz" erhalten.

Dabei verkennt das Gericht nicht, dass die von der Antragstellerin bisher in den fachthe-

oretischen $tudienabschniften erbrachten Leistungon insgesamt schwach sind' Sie sind

auch -. wie von dem Antrag$gegner vorgetragen -- in d"t Tendenz im Verlauf des studi-

ums schwächer geworden, jedenfalls, soweit ilan den Studienverlauf insgesamt und das

Ergebnis der 2. Versuchs der Zwischenprüfung als schriftliche Absohlussprüfung des

Grundstudiums I mit den Abschlussklausuren des Grundstudiums als schriftlichen Ab-

sohluss des Grundstudiums vergleicht. Dies gilt nicht, soweit man die studienleistungen

in den laufbahnprüfungsretevanten Fächern aus dem Grundstudium I mit jenen des

Grundstudiums (ll undill) vergleicht; hier hat sich die Antragstellerin von einem Durch-

$chnitt von 3,75 auf 4,75 Notenpunkte verbessert, Die Leistungen sind aber insgesamt

nicht so schwach, dass daraus der Schluss gezogen werden könnte, die Antragstellerin

werde sicli zwangslaufig weiter verschlecht*in, *äit die Lerninhalte nicht mehr aufholbar

sind. Entscheidend isl äass die blsherige Notenvergabe in Anwendung der Notendefini-

tion der STBAPO diose Prognose überwiögend nicht trägt'

Dies gilt auch, soweit der Antragsgegner vorträgt, die Lerninhalte bauien aufeinander

auf. Zum einen dürfte eine systemätiicne Vertiefung von Wissen in den Hauptfächern

grundsätzlich die Regel sein. Zum anderen hat die Antragstellerin gezeigt' dass sie' ob-

gleich lnhalte aufeinänder aufbauen, in der Lage lst, sich zu verbessern' lm Fach Ein-

kommenssteuer verbesserte sie sich vom Grundstudium I zum Grundstudium (ll/ lll) in

den studiennoten von 3 auf 7 Notenpunkte. Ein vergleich der Noten der Zwischenprü'

fung und der Abschlussklausur zeigt eine Verbesserung von 5 auf 6 Notenpunkte'

Die Prüfer gehen demnach mit der überu,riegenden Vergabe der Note mangelhaft in An-

wendung der Notendefinition des $ 12 ROs.t StgRPO davon aus, das$ die Antragstel'

lerin ihre bestehenden Lücken noch wird aufholen könnsn' $oweit sis die Note auerei-

chond und besser vorgeben, machen sle deutlich, dass eine mangelhafte Leistung sogar

(noch) den Anforderuig*n entspricht. Der Antragsgegner hätte sich demnach in seiner

Prognoseentscheidungfin Anwendung der tttotenUätinition der STBAPO verliefter damit

auseinander müssen, ob eine einzige ungenügende Leistung in einer Klausur während

des gesamten Studiums mit Blick auf die Regelungen der Laufbahnprüfung' insbeson'

dere auf cjie Zulassung$voraussetzungen zuÄ münUtichen Teil der Laufbahnprüfung in

$ 71 Abs, 1 SIBAPO,-und der Tatsache, dass die Antragstellerin bisher im Ergebnis

immerhin das Grundstudium erfolgreich bestanden hat, ein Nichtbestehen insgesamt er'

warten lässt.

Soweit der Antragsgegner vorträgt' die fachtheoretischen Defizite zeigten sich mittler-

weile auch in der bJrrifspraktischän Arbeit, kann daraus ebenfalls nicht abgeleitet wer-

den, dass Defizite nicht mehr aufholbar sind und die Antragstellerin insgesamt nicht ge-

eignet ist, Denn auch die Noten in der praktischen Arbeit lassen diesen Schluss nicht zu'

Hier erreichte die Antragstellerin in dern berufspraktischen Ausbildungsteil "Arbeitneh-
merbereich,, 3 Notenpuni<te und in dem Ausbildungsteil ,,Allgemeine Veranlagung" 6 No-
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tenpunkte und damit die Noten mangelhaft und ausreichend' Damit wurden der Antrags'

tellerin immerhin noch behebbare wissenslücken und Mängel attestiert'

Die zwei Bewertungen über dle Leistungen der Antragstellerin bei den Betriebsprüfun'

gen im Rahmen der berufspraktischen Aüsbildung in der Praxisphase Juni und Jvli2025

ändern an dieser Einschätzung nichts. Zum einen erreichte die Antragstellerin dort lwej-
mal die Note mangelhaft und Äben nicht die Note ungenügend, die unumkehrbare Defi'

zite bescheinigen würde. Zum anderen kann sich der Antragsgegner in diesem Verfah-

ren nicht auf Leistungsnachweise als Beleg der negativen Entwicklung in der praktischen

Ausbildung stützen, die ihm im Zeitpunkt seiner Entscheidung nicht vorgelegen haben'

Denn maßgeblich für die Prüfung der Rochtmäßigkeit ist die $ach- und Rechtslage im

Zeitpunkt des Erlasses seiner Entlassungsverfügung. Es kommt auf die zu diesem Zeit

punkt dem Dienstherrn zur Vedügung stehendän *rkenntnismittel an (BVerwG' Urteil

vom 9. Juni 1981 - 2 c 48.78-, juri. Rn. 28; Nds. oVG, Beschluss vom 7' April 2009 - 5

ME 25/09 -, juris Rn. 9). Die Entlassungsverfügung datiert vom 29' Juli2025' Die Bewer-

tungen und schriftlichen vermerke über die t-eistungen der Antragstellerin während die'

ser-Praxisphase sind dem Angstgegner frühestens mit dem Vermerk des l{errn . .

vom 31. Juli 2025 bekannt gäwötd*n; sie fanden sich auch nicht in der ursprünglich

übersandten Personalakte, Jind dem Gericht vielmehr erst im Laufe des gerichtlichen

Verfahrens vorgelegt worden. Damit sind sie für dieses Verfahren unbeachtlich'

Die übrigen (beachtliclren) Bewertungen, Stellungnahmen und Vermerke wie z'B' die

$tellungnahme über die Arbeitszeit der Antragstellerin in der 
. 
it l, die Gesprächsnotiz

der Ausbildungsleitung des Finanzamts über ein Gespräch mit der An-

tragstellerin am 24, Februar 2025, das Schreiben der Amtsleitung des Finanzamts

'vom15'April202SsowiedieStellungnahmederSteuerakademievom
15, April 2025 (Bl. 59 PA3), in denen der Antragstetlärin mannigfaltige Defizite sowohl

im fachtheoretischen wie auch in der Berufspraxis bescheinigt werden, zeichnen zwar

ebenfalls ein schwaches Leistungsbild dsr Antragstellerin^ $ie vermögon aber aus den

vorher genannten Gründen die Prognoseentscheidung nicht zu rechtfortigen'

lnsgesamt ist die Prognoseentscheidung des Antragsgegners, die Antragstellerin sei

fachlich ungeeignet, w"it if're Leistungen mannigfaltige Schwächen im Fachwissen auf-

weisen, die sie nicht mehr wird schließen können, so nicht nachzuvollziehen'

$oweit der Antragsgsgnor erstmals im gerichtlichen Verfahren die Entlassung der An'

tragstellerin auch auf eine fehlende charakterliche Eignung stützt' und damit im gericht-

lichen verfahren einen weiteren Entlassungsgrund vorträgt, eruveisi sich dies als voraus-

sichlich rechtswidrig. Denn, wie bereits daigästellt, kommt es für die Prüfung der Recht'

mäßigkeit der Entlassungsverfügung mangäUtich auf die $ach- und Rechtslage im Zeit-

punkt der letzten Verwalülngsenischeidun[ und auf die zu diesem Zeitpunkt dem Dienst-

herrn zur Verfügung stehenden Erkenntniämittel an (BVewG, Urteil vom 9' Juni 1981 -

2 Q 48.78-, juris Rn, 28; Nds. oVG, Beschluss vom 7' April 2009 - 5 ME 25/09 -' juris

Rn.9).

Der Antragsgegner stützt die charakterliche Nichteignung maßgeblich auf ein*Verhalten

der Antragstellerrn während der Betriebsprüfungen in Juni und Juli 2025' Die Bewertun-

gen und $tellungnahmen, die ein Fehlverhalten der Antragstellerin belegen sollen' sind

dem Antragsgegner mit dem Bericht über die Betriebsprüfungen vom 31' Juli 2025' sie

lagen dem Antragsgegner im Zeitpunkt der Entlassungsverfügung vom 29' 
.Jv,li 

2025

nicht vor, weshalb in der Enilassungsverfügung auf diesen Entlassungsgrund nicht ab-

gestellt worden ist. Damit ist dieser Vortrag unbeachtlich' 
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Soweit der Antragsgegner im Schriftsatz im gerichtlichen Verfahren unter Venrueis auf

den Vermerk der zuständigen Ausbildungsleitung des Finanzamts vom

24. Februar 2025 und den Bericht der Ausbilderin im Rahmen des Einsatzes der An-

tragsstellerin in der vvst I vom 30. Mai 2024 vorträgt, es bestünden berechtigte Zweifel

an der charakterlichen Eignung der Antragstellerin, weil sie Aufgaben in einem langsa-

meren Tempo erledige, nicht aus eigener lnitiative heraus nach neuen Aufgaben frage

und ihr Handy während der Arbeitszeit viel nutze, vermag dies den sachlichen Grund der

charakterlichen Nichteignung nicht zu rechtfertigen' Dabei kann dahinstehen' ob der An-

tragsgegner Sachgrünie, diä auf Erkenntnismitiel beruhen, die zwar bereits im Zeitpunkt

der letzten Verwaltungsentscheidung, hier der Entlassungsverfügung vom 29' Juli 2025'

vorlagen, in dieser abär keine Berücisichtigung fanden, nachschieben kann' Nach $ 1 14

SalzZVwGO können grundsätzlich nur ErmessenseMägungen auf Rechtsfolgenebens

im gerichtlichen Verfatiren, nicht aberTatsachen auf Tatbestandsebene zur Begründung

eines $achgrundes im Rahmen einer behördlichen Prognoseentscheidung nachgescho-

ben werden. Denn jedenfalls sind die Angaben über fehlende Eigenmotivation' Handy-

nutzung und Arbeitstempo, die zwischen den Beteiligten in Streit stehen, isolieft betrach-

tet in ihror von dem Antiagsgegner vorgetragenen lntensität und Häufigkelt nicht geeig-

net, auf die charakterlichoNichteignung der Antragstellerin zu $chließen'

Nach alledem liegt ein belastbarer sachlicher Entlassungsgrund nicht vor'

Unabhängig davon hat der Antragsgegner das ihm nach $ 23 Abs' 4 Satz 1 und 2 Be-

amtStG zustehende Entlassungsermessen rechtsfohlerhaft ausgeübt'

Die Entlassung ist in das pflichtgemäße Ermessen des Dienstherrn gestellt' Nach $.23

Abs. 4 Satz 2 BeamtStG soll Beamten auf widerruf im Vorbereitungsdienst Gelegenheit

zur Beendigung Vorbereitungsdienst und zur Ablegung der Prüfung gegeben wefden'

Die Regelung beinhaltet eine Einschränkung Ues dem Dienstherrn in $ 23 Abs' 4

Satz 1 BeamtstG eingeräumten weiten Entlassungsermessens' Die Entlassung ist nur

aus Gründen statthafi die mit dsrn $inn und Zweck des Vorbereitungsdienstes in Ein-

klang stehon. Bestehen aber ernsthafte Zweifel daran, dass der Beamte das Ziel des

Votbereitungsdienstes, nämlich den Erwerb der Befähigung für die angestrebte Lauf-

bahn, erreichen kann, so kann er auch aus dem Vorbereitungsdienst entlassen werden

(vgt. BVerwG, Urteil vom 9. Oktober 2025 - 2 A 6.25 -, juris Rn. 15; Urteil vom

9. Juni 1981 - 2C 4s.78-; vom '17. September 19Bl -2C 4'79 '; Beschluss vom 26' Ja-

nuar 2010 - 2 B 47.09 - juris Rn. 6).

Dies zugrunde gelegt ist die Entscheidung des Antragsgogners ermessenfehlerhaft' weil

er kein Ermessen ausgeübt hat.

Der Antragsgegner prüft in der Entlassungsverfügung den sachlichen Grund der fachli-

chen Nichteignung, geht dabei auch auf diä Einlassungen <Ier Antragstellerin im Rahmen

der Anhörung ein, Xommt zu dor ConcluSio, dass die erzielten Ergebnisse keine erfolg-

reiche Ableistung des Vorbeiretungsdien$tes erwarten lassen und zitiert schließlich $ 23

Abs. 4 Satz Z BeamtStG. Daran 
"Cltti*ßt 

sich ein einziger Satz an, nämlich die Aussage'

dass die bisherigen Leistungen auch in der Tendenz deutlich gezeigt hätten' dass die

Antragstellerin den Anforderungen des Vorbereitungsdiensts aufgrund nachhaltig unzu-

reichender Leistungen nicht gewachsen sei.

Diese Ausführungen lassen keinerlei Ermessenseruvägungen erkennen' Weder hat der

Antragsgegner die lnteressen der Antragstellerin in Ansatz gebracht noch das Ermessen

einschrärrkende Gesichtspunkte berücksichtigt. So setzt sich der Antragsgegner inhalt-
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lich nicht mit grundrechtlichen Positionen der Antragstellerin und nicht mit ihrem Vorbrin-

;;" il üuriö*n auseinande r. Zwar ist dem Antiagsgegner beizupflichten, aals 
!19

Gründe für die schwachen Leistungen irrelevant sind. Das gilt jedenfalls für die Ermitt'

lung des sachlichen Gruncles auf Tatbestandebene. lm Rahmen der Ermossenserwä-

gungen auf Rechtsfolgenobene hingegen ist Raum für eine umfassende lnteressenab'

wägung, Zu beachten*ist, dass $ 24 Abs. 4 $atz 2 Beamtstc das weite Ermessen im

Falle der Antragstellerin als Widerrufsbeamtin im Vorbereitungsdienst zu einem inten-

dierten Ermessen bogrenzt. Diese Begrenzung hat zur Folge, dass der Antragsgegner

besondere Erwägungln dazu anstellen rnuss, iuutr* hier ein atypischer, d'h' eine Enl-

lassung ausnahmsweise rechtfertigender Fali vorliegt. Derartige Erwägungen lässt dle

Entlassungsverfügung nicht erkennen,

Damit liegt ein Ermessensausfall vor, der im gerichtlichen Verfahren nicht geheilt werden

kann. Nach $ 114 Satz 2 VwGO kann die Venrualtungsbehörde ihre Ermessensenruägun-

gen im gerichtlichen Vertahren ergänzen. Dies gilt aber nut, sofern das Ermessen vorher

im Bescheid betätigt worden ist (vgl. BeckOK üwGO/Decker VwGo $ 114 Rn' 41)' Der

Ermessensausfall führt zur Rochtswidrigkeit der Entlassung$verfügung'

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 154 Abs' 1 VwGO'

Die streitwertfestsetzung beruht auf $$ 40, 53 Abs. 2 Nr' 2, 52 Abs. 6 satz 1 Nr' 2 GKG

und bemisst sich nach der Hälfte der für eih KatenOerjahr zu zahlenden Bezüge' wobei

dioser Betrag lm VerJahren des vorläufigen Rechtsschutzes zu halbieren ist (vgl' Nds'

oVG, Beschruss vom 16. Dezember 2010 - 5 ME 26g110 -). Ausgohend von de1_im

Zeitpunkt der Einleitung des einstweiligen Rechtsschutzverfahrens (1" August 2025)

maßgeblichen Anwärtergrundbetrag in Höhe von EUR 1'469,74 errechnet slch ein Streit-

wert in Höhe von EUR 4.409,22 {6 x 1'469,74 EUR x 0'5)'

Rechtsmittelbelehrung




